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 öffentlich:  Ja BS-Beschluss öffentlich  

B522-37/08  Drucksachen-Nr.: 
Erfassungsdatum: 

04/928 
05.08.2008 

 
Einbringer:  Beschlussdatum: 

29.09.2008 
 

Dez.  III,  Amt 51  
 
Beratungsgegenstand: 
Abschluss von Leistungsvereinbarungen für freiwilli ge Aufgaben im sozialen Bereich 

 
Beratungsfolge 
Verhandelt - beschlossen  am TOP Abst. ja nein enth. 

Senat 12.08.2008 6.8     
Finanz- und Liegen-
schaftsausschuss 

01.09.2008 4.5 vertagt in HH-
Diskussion 

   

Gesundheitsausschuss 04.09.2008 7.2  10 0 0 
Hauptausschuss 15.09.2008 3.25  9 1 1 
Bürgerschaft 29.09.2008 5.14  einstimmig 0 0 
 
 
 
 
         Egbert Liskow 
         Präsident 
 
Beschlusskontrolle: Termin: 
  
 
Haushaltsrechtliche Auswirkungen?  Haushalt Haushaltsjahr 

Ja Verwaltungshaushalt jährlich 
 
 

Besch lussvorschlag 
 
Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald beschließt, die Verwal-
tung zu beauftragen, mit den Empfängern von Zuwendungen der freien Wohlfahrts-
pflege Leistungsvereinbarungen abzuschließen. 
Die Vereinbarungen sind für maximal 3 Jahre abzuschließen. Grundlage für die Leis-
tungsvereinbarungen unter dem Haushaltsvorbehalt sind Leistungsbeschreibungen, 
die von den Trägern vorgelegt werden. 
 

 
 



Seite 2 von 2 

 
 
 
Sachdarstellung/ Begründung 
 
 
Finanzierung 
 

 HH-Stelle Verbale Beschreibung und Bemerkung 
1 717000 Z u s c h ü s s e  V e r e i n e  u n d  V e r b ä n d e  

 
 geplant vorhanden Bedarf Rest Jährl. Kosten 

1 84.800 84.800 84.800   
 
Die freie Wohlfahrtspflege hat es sich zur Aufgabe gemacht, bei sozialer, gesundheit-
licher und sittlicher Gefährdung bzw. Not vorbeugend oder heilend zu helfen. 
Die Gesamtheit der sozialen Hilfen, die auf freigemeinnütziger Grundlage und in or-
ganisierter Form geleistet werden, ist unter dem Begriff der freien Wohlfahrt zusam-
mengefasst. 
Neben der Förderung der Träger nach § 5 SGB XII können sie auch Unterstützungs- 
und Beratungsleistungen entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip und der Kommuna-
len Richtlinie erhalten. 
Auf die Gewährung von Zuwendungen besteht kein Rechtsanspruch. Ob und in wel-
cher Höhe gefördert wird, hängt von den im jeweiligen Haushaltsplan zur Verfügung 
gestellten Mitteln ab. 
Zuwendungen werden unter Beachtung der DA 20-5 und der Richtlinie zur Förderung 
der freien Wohlfahrtspflege bewilligt. 
 
Die Elemente der Leistungsvereinbarung, die von den Trägern vorzulegen sind: 
- Bezeichnung der zu vereinbarenden Leistungskategorie 
- Finanz-, Personal- und Sachkompetenz 
- Berichterstattung. 
 
Auf Grund der positiven Erfahrungen im Bereich des SGB VIII in der Jugend- und 
Sozialarbeit haben die freien Träger mit dieser Regelung für den vorgeschlagenen 
Zeitabschnitt eine finanzielle Planungssicherheit und eine höhere Kontinuität kann 
erreicht werden. 
 
 
  
 


